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Die Vorschläge der EG-Kommission zur 
Hauslialts- und Finanzreform
Gerhard Stahl, Brüssel

Am 18. Februar 1987 hat der Präsident der EG-Kommission vor dem Plenum des Europäischen Parlaments 
die Vorschläge der Kommission zu einer grundlegenden Neuordnung des europäischen Finanzierungssy­
stems und der europäischen Haushaltspolitik der Öffentlichkeit vorgestellt’. Vor w/elchem Hintergrund sind 
die Vorschläge zu sehen? Wie sind sie zu beurteilen?

EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

Die Kommission erfüllte mit der Vorlage ihrer Vor­
schläge zur Haushalts- und Finanzreform vom 18. 

2. 1987 die vom Europäischen Gipfel in Fontainebleau 
im Juni 1984 ausgesprochene Verpflichtung, ein Jahr 
vor Erschöpfung der Eigenmittel der Gemeinschaft ei­
nen Bericht über den Finanzbedarf der EG, die Ergeb­
nisse der vom Rat beschlossenen Haushaltsdisziplin 
und die Aufteilung der Haushaltslasten auf die Mitglied­
staaten vorzulegen^.

Die Kommissionsvorschläge gehen jedoch über die­
sen geforderten Finanz- und Haushaltsbericht hinaus. 
Bereits der Titel des Dokumentes „Die Einheitliche Akte 
muß ein Erfolg werden, eine neue Perspektive für Eu­
ropa“ zeigt das Bemühen, die Haushalts- und Finanz­
probleme in ein Gesamtkonzept zur Weiterentwicklung 
der Gemeinschaft einzuordnen. Zur besseren Einschät­
zung der neuen Kommissionsvorschläge ist es hilfreich, 
zunächst einen Blick auf den Zustand der europäischen 
Haushaltspolitik zu werfen, die in den letzten Jahren 
durch eine geradezu chronische Finanzkrise gekenn­
zeichnet war.

Obwohl der EG-Vertrag vorsieht, daß Ausgaben und 
Einnahmen des EG-Haushaltes ausgeglichen sein 
müssen, überstiegen in den letzten Jahren die Ausga­
ben die Eigenmittel der Gemeinschaft beträchtlich. Die 
Eigenmittel der Gemeinschaft bestehen dabei gegen­
wärtig im wesentlichen aus Zöllen, Agrarabschöpfun­
gen und einem Anteil von bis zu 1,4 % an einer einheitli-

Gerhard Stahl, 36, Dipl.-Volkswirt, ist im General­
sekretariat des Europäischen Parlaments in Brüs­
sel tätig. Der Artikel gibt die persönliche Meinung 
des Verfassers wieder

Chen Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage. Die 
letzte Entscheidung zur Anpassung dieses Einnahme­
systems hatte es nach fast vierjährigen Verhandlungen 
auf dem Europäischen Gipfel in Fontainebleau 1984 ge­
geben. Damals einigten sich die europäischen Staats­
und Regierungschefs darauf, den Höchstsatz für die ab­
zuführende Mehrwertsteuer zu erhöhen und eine Kor­
rektur der Mehrwertsteuer-Zahlungen zugunsten von 
Großbritannien festzulegen und Grundregeln für eine 
verbesserte „Haushaltsdisziplin“ vorzugeben^.

Wegen dieser lange verzögerten Entscheidung über 
zusätzliche Eigenmittel mußten sowohl für den EG- 
Haushalt 1984 als auch für den EG-Haushalt 1985 zu­
sätzliche finanzielle Mittel von den Mitgliedstaaten be­
reitgestellt werden. Während 1984 zusätzlich ca. 1 Mrd. 
ECU in Form von rückzahlbaren Vorschüssen von den 
Mitgliedstaaten aufgebracht wurden, erfolgte die Zu­
satzfinanzierung 1985 durch sogenannte nicht-rück- 
zahlbare Vorschüsse im Umfang von fast 2 Mrd. ECU. 
Gleichzeitig wurden, um dem Gebot des Haushaltsaus­
gleichs zumindest formal zu entsprechen, sowohl 1984 
als auch 1985 umfangreiche Ausgaben auf die Folge­
jahre verschoben. Der Rechnungshof beurteilt diese 
Politik in seinem Jahresbericht 1985 folgendermaßen; 
„Die Gemeinschaften haben nunmehr bereits im zwei­
ten Jahr gegen eines der Grundprinzipien ihrer Finanz­
verfassung, nämlich gegen das Prinzip der vollen Dek-

' Korn (87) 100 endg. von 15. Februar 1987.

 ̂ Bulletin EG 6-1984 Ziff. 1.1.1. ff.

 ̂ Über die konkrete Ausgestaltung der Hausfialtsdisziplin konnte aller­
dings erst auf dem Europäischen Rat in Dublin am 4. Dezember 1984 
Einigung erzielt werden. In diesen Ratsschlußfolgerungen zur Haus­
haltsdisziplin war u. a. vorgesehen, daß der Agrarausgabenanstieg im 
dreijährigen Durchschnitt die Zunahme der Eigenmittelbasis der Ge­
meinschaft nicht übersteigen soll. Vgl. Bull, EG 12-1984 S. 25 ff.
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kung ihres jährlichen Finanzbedarfs durch entspre­
chende jährliche Einnahmen verstoßen.““

Entwicklung der Ausgaben

Die ständige Diskussion um zusätzliche Finanzmittel 
für die Gemeinschaft verstellt jedoch zuweilen den Blick 
auf den absoluten Umfang des EG-Haushalts. Tabelle 1 
zeigt, daß der Gemeinschaftshaushalt, gemessen an 
den nationalen Haushalten oder am EG-Bruttoinlands- 
produkt, immer noch relativ klein ist. Auch die Dynamik 
der Ausgabenentwicklung des EG-Haushalts ist, ge­
messen am BIP oder am Haushaltsvolumen der Mit­
gliedstaaten, in den achtziger Jahren deutlich geringer 
ausgefallen als in den siebziger Jahren. Berücksichti­
gen muß man darüber hinaus, daß sich seit 1980 insge­
samt drei neue Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ange­
schlossen haben (Griechenland 1981, Spanien und Por­
tugal 1986).

Betrachtet man die Entwicklung der einzelnen Ausga­
benbereiche (vgl. Tabelle 2), so zeigt sich, daß die Agrar­
ausgaben (einschließlich aller mit der landwirtschaftli­
chen Lagerhaltung verbundenen Kosten^) stärker ge­
stiegen sind als die Ausgaben für wichtige andere Berei­
che des Gemeinschaftshaushaltes. Die Zunahme der 
Agrarausgaben (rund 60% des gesamten Haushaltsvo­
lumens von über 40 Mrd. ECU in 1987 entfallen auf 
Agrarausgaben) ist damit ein entscheidender Grund für 
die Anspannung der Gemeinschaftsfinanzen.

Entwicklung der Einnahmen

Neben der Ausgabenentwicklung hat jedoch auch 
das gegenwärtige Eigenmittelsystem der Gemeinschaft 
zu den Finanzierungsproblemen beigetragen. Durch 
multilaterale Zollsenkungen und den zunehmenden 
Selbstversorgungsgrad der Gemeinschaft bei Agrarer­
zeugnissen vermindern sich die traditionellen Eigenmit­
tel Zölle und Agrarabschöpfungen (vgl. Tabelle 3). Auch 
die Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage wächst 
langsamer als die Wirtschaftstätigkeit der Gemein­
schaft, da der Anteil des privaten Verbrauchs am Brutto­
inlandsprodukt der Gemeinschaft abnimmt.

‘  Jahresbericht des Rechnungshofes zum Haushaltsjahr 1985 vom 15. 
Dezember 1986, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 321, S. 
13.

* Im Dokument Kom (87) 101 endg. S. 7 und S. 43 kalkuliert die Kommis­
sion für 1987 einen Wertberichtigungsbedarf von 66%  auf den Buchviiert 
der landwirtschaftlichen Lagerbestände von 12,3 Mrd. ECU. Diese W ert­
berichtigung ist nur zum geringeren Teil im Haushaltsplan vorgenom­
men. Zur Erfassung aller mit der Agrarpolitik zusam menhängenden Ko­
sten wurde in den  Berechnungen für Tabelle 2 eine zusätzliche W ertbe­
richtigung von rund 6 Mrd. ECU angesetzt. Bereits der Rechnungshof 
hatte im Jahresbericht 1985 auf S. 42 ff. darauf hingewiesen, daß derar­
tige Wertberichtigungen vorgenommen werden müssen und daß die Un­
terlassung einer vollständigen W ertberichtigung bedeutet, daß Ausga­
ben, die bei Lagerabbaumaßnahmen bezahlt werden müssen, auf die 
Zukunft verschoben werden, und daß damit ein unzutreffendes Bild der 
Kosten der Agrarpolitik entsteht.

Tabelle 1
Entwicklung des Gemelnschaftshaushalts

Umfang des Ge­
meinschafts­
haushaltes

(in Mrd. ECU)

Im Verhältnis zu 
den nationalen 
H aushaltender 
Mitgliedsländer 

(in %)

Im Verhältnis zum 
Bruttoinlands­

produkt der Ge­
meinschaft 

(in %)

1973 4,6 2,0 0,53
1974 5,0 1,9 0,51
1975 6,2 1,8 0,55
1976 8,0 2,1 0,61
1977 8,5 2,1 0,60

1978 12,4 2,6 0,79
1979 14,1 2,7 0,83

1980 16,0 2,7 0,80

1981 17,9 2,4 0,81
1982 20,7 2,5 0,86

1983 22,9 2,5 0,89
1984 25,4 2,6 0,91

1985 28,1 n.v. 0,94

Q u e l l e ;  Angaben der Kommission.

Tabelle 2
Entwicklung der nominalen EG-Ausgaben 

nach Sachbereichen
(Jahresdurchschnittlicher Zuwachs von 1980 bis 1987)

1. Agrarpolitik (Abt. Garantie)
a) ohne vollständige Kosten der Lagerhaltung
b) bei vollständiger Erfassung der Kosten 

der Lagerhaltung

2. Reglonalpolltik
(einschließlich Verkehr)

3. Sozialpolitik

4. Forschungs-und Energiepolitik

5. Entwicklungspolitik

6. Nachrichtlich:
Eigenmittel der EG

12,5%

15,9%

13,9%

19,7%

17,4%

13,4%

12,5%

Q u e l l e ;  Kommissionsangaben, eigene Berechnungen.

Tabelle 3 
Entwicklung der eigenen Mittel in 

der Gemeinschaft

1980 
Mill. ECU 

(EG-9)

1986 
Mill. ECU 
(EG-12)

Reale Zu­
wachsraten 

1980/86'

1. Traditionelle
eigene Mittel 7 908 12 399 -3 ,3

2. Mehrwertsteuer 7 258 22 468 8,3

3. Sonstige 900 307 —

Insgesamt 16 066 35 174 2,3

' Reale jährliche Zuwachsrate pro Kopf in %. 
Q u e l l e ;  Kommissionsangaben.
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In der Vergangenheit wurde dieser restril<tive Effei<t 
auf die Mehrwertsteuereigenmittel der Gemeinschaft 
durch die Entscheidung aufgefangen, den Mehrwert­
steuer-Abführungssatz zu erhöhen. Diese Erhöhung 
reichte allerdings nicht, die Deckungslücke Im EG- 
Haushalt zu schließen: Nach den Angaben der Kommis­
sion betragen die „Verbindlichkeiten“ der Gemeinschaft 
inzwischen 17 Mrd. ECU (vgl.Tabelle 4). Diese „Verbind­
lichkeiten“ resultieren aus ganz unterschiedlichen Ent­
wicklungen. Zum einen besteht ein hoher Wertberichti­
gungsbedarf für die Lagerhaltung. Darüber hinaus hat 
die Gemeinschaft in der Vergangenheit Verpflichtungs­
ermächtigungen für die verschiedenen Sachpolitiken 
beschlossen, die in Zukunft mit Finanzmitteln bedient 
werden müssen.

Charakter der Verpflichtungen

Mit den in Tabelle 4 wiedergegebenen Berechnungen 
versucht die Kommission auch darzustellen, welche 
Einnahmen bei normaler Haushaltsführung zum Haus­
haltsausgleich notwendig gewesen wären. Da diese 
Mittel nicht zur Verfügung standen, wurde der tatsächli­
che Haushalt -  in den Worten der Kommission -  „durch 
einen Morast haushaltstechnischer Fehlpraktiken“ un- 
terbudgetiert®.

Stellt man den Kommissionszahlen eine abwei­
chende Schätzung des EG-Rechnungshofes gegen­
über, so zeigt sich deutlich der prognostische Charakter 
derartiger Berechnungen^; der Rechnungshof kommt 
für das Bezugsjahr 1985 bereits auf zukünftige Verpflich­
tungen von 20 Mrd. ECU. Um Fehlinterpretationen zu 
vermeiden, muß deshalb darauf hingewiesen werden, 
daß diese kalkulierten Verbindlichkeiten nur Größenvor­
stellungen für zukünftige Haushaltsbelastungen liefern 
können, daß es sich aber nicht um juristisch einklagbare 
Verpflichtungen der Gemeinschaft handelt. Sie lassen 
sich in zwei Kategorien aufschlüsseln;

□  die mit der landwirtschaftlichen Überschußproduk­
tion und der Lagerhaltung zusammenhängenden Altla­
sten sind ungeplant und als simpler Reflex agrarpoliti­

scher Entscheidungen entstanden und hätten bei nor­
maler Haushaltsführung bereits im Haushalt erfaßt wer­
den müssen;

□  die für andere Politikbereiche in den Haushaltsplä­
nen eingegangenen mehrjährigen Verpflichtungser­
mächtigungen sind dagegen Ausdruck haushaltspoliti­
scher Entscheidungen und der gewünschten Prioritäten 
bei den zukünftigen Ausgaben.

Die bisherige Entwicklung hat gezeigt, daß die Ausga­
ben der Gemeinschaft für die Agrarpolitik (Abt. Garan­
tie) keiner wirksamen haushaltspolitischen Begrenzung 
unterliegen. Die Haushaltsansätze für Agrarausgaben 
(Abt. Garantie) stellen vielmehr bloße Schätzungen 
über zu erwartende Ausgaben dar. Die jährlichen Aus­
gaben werden durch agrarpolitische Entscheidungen 
wie z. B. durch die Agrarpreisbeschlüsse oder durch ex­
terne Einflüsse wie z. B. die Wechselkursentwicklung 
des Dollars verändert. Dagegen sind die Haushaltsan­
sätze für die anderen Bereiche Ausgabenermächtigun­
gen, die bei der Durchführung des jährlichen Haushal­
tes durch die Kommission nicht überschritten werden 
können.

Der Vorschlag zur Haushaltsreform

Vor dem Hintergrund dieser Finanzprobleme müssen 
die neuen Vorschläge der Kommission zur Änderung 
des Einnahmesystems und zur Haushaltsreform gese­
hen werden. Die Kommission weist in ihrer Vorlage auf 
die Notwendigkeit einer strikten Haushaltsdisziplin für 
die nächsten Jahre hin. Um diese zu erreichen, schlägt 
sie erneut vor, daß die Agrarausgaben nicht stärker als 
die Eigenmittelbasis steigen sollen. Dies soll zum einen 
durch eine restriktive Agrarpreispolitik erreicht werden. 
Außerdem schlägt die Kommission vor, daß automati­
sche Stabilisatoren, wie z. B. die Erhöhung der Mitver­
antwortungsabgabe oder das teilweise Aussetzen der 
Interventionen bei Erreichen bestimmter Produktions-

® Vgl. Korn (87) 101 endg. 8 .2 . tf.

 ̂ Vgl. Jahresbericht 1985 des Europäischen Rechnungshofes, a.a.O., 
S. 12.
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EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

schwellen, eingeführt werden. Diese Stabilisatoren sol­
len entweder die Agrarausgaben senken oder zu höhe­
ren Einnahmen führen, die vom Agrarsektor aufge­
bracht werden. Für die Entwicklung der nicht-obligatori- 
schen Ausgaben empfiehlt sich eine Vereinbarung zwi­
schen Rat, Parlament und Kommission über eine ver­
bindliche fünfjährige Budgetplanung bis 1992, die sich 
im Rahmen der von der Kommission vorgeschlagenen 
Eigenmittel bewegen soll.

Die Kommission schlägt weiter vor, das bisherige Sy­
stem der Eigenmittel in wichtigen Punkten zu ändern 
(vgl. auch Tabelle 5):

□  Die neue Obergrenze der Gemeinschaftseinnah­
men wird im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt festge­
setzt. Bis zum Jahre 1992 kann diese Obergrenze, die 
alljährlich neu festgelegt werden soll, auf maximal 1,4 % 
(1985: ca. 0,9%) des BSP der Gemeinschaft angeho­
ben werden.

□  Die Zusammensetzung der Gemeinschaftsfinanzen 
wird geändert: Während Zölle und Agrarabschöpfungen 
wie bisher der Gemeinschaft zufließen, ist bei der Mehr­
wertsteuer eine Änderung vorgesehen. Es sollen nicht 
mehr 1,4% einer harmonisierten Mehrwertsteuer-Be- 
messungsgrundlage an die Gemeinschaft abgeführt 
werden, sondern 1 % der tatsächlichen Mehrwert­
steuer-Bemessungsgrundlage.

□  Eine ergänzende Bemessungsgrundlage wird einge­
führt, die als Differenz zwischen Bruttosozialprodukt 
und tatsächlicher Mehrwertsteuer-Bemessungsgrund­
lage definiert wird. Auf diese ergänzende Bemessungs­
grundlage soll dann ein einheitlicher Abrufsatz ange­
wandt werden (z. B. 1987: 0,3%), der jährlich neu fest­
gelegt wird und der dazu beiträgt, daß die für das Haus­
haltsjahr festgesetzte Obergrenze der Gemeinschafts­
einnahmen im Verhältnis zum BSP finanziert werden 
kann.

Diese ergänzende Bemessungsgrundlage stellt prak­
tisch eine „Besteuerung“ von Investitionen, eines Teils 
des öffentlichen Verbrauchs und der Nettoausfuhr dar. 
Die Mehrwertsteuerabführung belastet dagegen den 
privaten Verbrauch. Mit diesem neuen Konzept wird 
grundsätzlich eine Finanzierung der Gemeinschaft ein­
geführt, die sich am Bruttosozialprodukt orientiert. Aller­
dings werden die Komponenten des Bruttosozialpro­
dukts unterschiedlich stark erfaßt, entsprechend dem 
sich ändernden Verhältnis zwischen Mehrwertsteuer- 
Bemessungsgrundlage und ergänzender Bemessungs­
grundlage.

Schließlich sieht der Kommissionsvorschlag auch 
noch einen Korrekturmechanismus zugunsten Großbri­

tanniens vor. Der Ausgleichsanspruch für Großbritan­
nien wird folgendermaßen errechnet:

X = britischer Anteil am BSP der EG; 
y = britischer Anteil an den Agrarausgaben (Abt. Garan­
tie);
z = Gesamtbetrag der EAGFL-Garantieausgaben;
V2 • (x -y) • z = britische Erstattung.

An der Finanzierung dieses britischen Ausgleichs 
sind die weniger wohlhabenden Länder nicht beteiligt 
(Griechenland, Irland, Portugal und Spanien). Die Bun­
desrepublik Deutschland wird nur zu 25% herangezo­
gen, der Restbetrag wird auf die übrigen Länder ent­
sprechend ihrem relativen Wohlstand (Anteil am BSP 
der Gemeinschaft gewichtet mit dem BSP pro Kopf) um­
gelegt.

Eine Gegenüberstellung

Vergleicht man das bisherige Finanzierungssystem 
mit den neuen Finanzierungsvorschlägen der Kommis­
sion (siehe auch Tabelle 5), so zeigt sich folgendes:

□  Die neuen Kommissionsvorschläge werden bereits 
im ersten Jahr zu einer erkennbaren Entlastung von 
Großbritannien, einer deutlichen relativen Mehrbela­
stung für Dänemark, Italien, Belgien und einer etwas ge­
ringeren relativen Mehrbelastung für die Niederlande 
und die Bundesrepublik Deutschland führen.

□  Da gemäß dem Kommissionsvorschlag in den Jah­
ren nach 1987 der Anteil der ergänzenden Bemes­
sungsgrundlage bei der Finanzierung bis auf über 40 % 
im Jahr 1992 ansteigen wird, dürfte insbesondere die re­
lative Belastung von Dänemark, Belgien, Italien und den 
Niederlanden längerfristig zunehmen. Dagegen müß­
ten sich für Großbritannien und Irland weitere relative 
Entlastungen ergeben.

□  Der Vergleich zwischen der Pro-Kopf-Belastung und 
dem BIP pro Kopf zeigt, daß im alten wie im neuen Fi­
nanzierungssystem eine gewisse Korrelation zwischen 
Finanzierungsleistung und wirtschaftlicher Leistungsfä­
higkeit eines Mitgliedslandes besteht.

□  Allerdings führt das neue Finanzierungssystem für 
Großbritannien zu einer Sondersituation (vgl. Tabelle 6). 
Bei einem BIP pro Kopf über dem Gemeinschaftsdurch­
schnitt sollen, pro Kopf gerechnet, unterdurchschnittli­
che Zahlungen geleistet werden. Einzige Begründung 
für diesen Sachverhalt ist die Ausgabenseite des Haus­
haltes. Bekanntlich erhält Großbritannien relativ geringe 
Rückflüsse aus der gemeinsamen Agrarpolitik. Durch 
die Ausgestaltung des Einnahmensystems möchte die 
Kommission diesen britischen Sondertatbestand be-
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Tabelle 4
Tatsächlicher Haushalt und notwendiger Haushalt; zur Finanzierung erforderlicher

Mehrwertsteuer-Abrufsatz

1983 1984 1985 1986 1987

1. Tatsächlicher Mehrwertsteuer-Abrufsatz 1,00 1,14 1,23 1,40 1,39

2. Theoretisch notwendiger Mehrwertsteuer-Abrufsalz 
bei vollständiger Erfassung der Ausgaben im Haushalt 1,22 1,28 1,40 1,60 1,65

3. Aufgelaufene Verbindlichkeiten (insgesamt, in Mrd. ECU) 3,0 6,0 8,6 12,2 17,0

Q u e l l e :  Kommissionsangaben.

Tabelle 5
Vergleich zwischen dem bisherigen Finanzierungssystem und den neuen Finanzierungsvorschlägen

(Haushalt 1987 -  vorläufige Schätzungen)

B DK D GR E F IRL 1 L NL P UK EG-12

1. Bisheriges System
Traditionelle Eigenmittel 784 255 2808 123 1107 1533 170 1259 5 976 158 2338 11515
(in Mill. ECU) 
Harmonisierte MWSt 770 528 6878 300 1704 5158 196 3546 63 1233 186 4322 24885
(in Mill. ECU)
Total (in Mill. ECU) 1554 783 9686 423 2810 6692 366 4806 68 2209 344 6660 36400

Gesamte Pro-Kopf-Belastung 157,7 153,2 159,4 42,0 73,2 121,0 102,2 84,2 185,8 152,0 34,1 117,8 113,2
(in ECU)
Index der Pro-Kopf-Belastung 139,3 135,4 140,8 37,1 64,7 106,9 90,3 74,4 163,9 134,3 30,1 104,1 100

II. Neues System
Traditionelle Eigenmittel 784 255 2808 123 1107 1533 170 1259 5 576 158 2338 11515
(in Mill. ECU) 

E G KS-Zölle (inM ill.EC U ) 7 15 74 3 4 14 1 29 0 9 4 20 180

Tatsächliche MW St (Mill. ECU) 563 386 5025 220 1244 3768 143 2591 46 901 136 3158 18179

Ergänzende Bemessungs­
grundlage (in Mill. ECU) 246 172 1837 70 450 1354 31 1114 11 341 62 838 6526

Total (in Mill. ECU) 1600 827 9743 415 2806 6670 345 4993 62 2227 359 6354 36400

Gesamte Pro-Kopf-Belastung 162,4 161,8 160,3 41,2 73,1 120,6 96,3 87,5 169,4 153,2 35,6 112,4 113,2
(in ECU)
Index der Pro-Kopf-Belastung 143,5 143,0 141,6 36,4 64,6 106,6 85,1 77,3 149,7 135,4 31,4 99,3 100

Unterschied (ll-l) 46 44 57 -8 - 5 -2 2 -21 188 -6 18 15 -3 0 6 0
(in Mill. ECU)

III. Nachrichtlich
Pro-Kopf-BIP in Kaufkraftparitäten 

(EG-Durchschnitt =  100) 103,9 118,6 119,3 55,0 74,5 109,8 67,6 93,7 140,6 108,7 52,4 107,5 100

Pro-Kopf-Belastung
mit der effektiven MWSt (in ECU) 57,1 75,5 82,7 21,8 32,4 68,1 39,9 45,4 125,7 62,0 13,5 55,9 56,5

Index der Pro-Kopf-Belastung 
mit der effektiven MWSt 101,0 133,5 146,3 38,6 57,3 120,4 70,6 80,3 222,4 109,7 23,9 98,9 100

Pro-Kopf-Belastung durch die 
ergänzende Bem essungs­
grundlage (in ECU) 25,0 33,6 30,2 6,9 11,7 24,5 8,6 19,5 30,1 23,5 6,1 14,8 20,3

Index der Pro-Kopf-Belastung mit 
der ergänzenden Bem essungs­
grundlage 123,2 165,6 149,0 34,0 57,7 120,7 42,4 96,1 148,3 115,8 30,1 72,9 100

Q u e l l e :  Kom (87) 101 endg., eigene Berechnungen.

Tabelle 6
Britische Entlastung im Haushalt 1987

(vorläufige Schätzung in Mill. ECU)

B DK D GR E F IRL 1 L NL P UK

Bisheriges System -6 9 -4 9 -351 -31 -165  -4 82 -2 0 -331 -6 -109 -1 9 -1-1633

Neues System -61 -4 9 -141 0 0 ^ 0 5 0 -261 -6 -9 3 0 -1-1016

Q u e l l e :  Kommissionsangaben.
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reits entschärfen. Darüber hinaus wird aber noch -  wie 
bereits erwähnt -  ein zusätzlicher Korrekturmechanis­
mus für Großbritannien vorgeschlagen.

Die Kommission versucht zwar, die Haushaltsreform 
und die Finanzierungsvorschläge in ein Gesamtkonzept 
einzuordnen, das von den Zielsetzungen ausgeht, die in 
der Einheitlichen Akte erwähnt wurden, wie z. B. die Ver­
wirklichung des Binnenmarktes, die Förderung des wirt­
schaftlichen und sozialen Zusammenhaltes und die Ver­
stärkung der Forschungs- und Technologiepolitik. Die 
Kommission wiederholt dabei die sicher zutreffende 
Feststellung, daß der Nettosaldo zwischen Einzahlun­
gen in den EG-Haushalt und Rückflüssen aus dem EG- 
Haushalt kein Maßstab für den Integrationsvorteil eines 
Mitgliedslandes ist.

Trotzdem entwirft sie ein Finanzierungssystem, das 
von dem „Geist der Nettosalden“ geprägt ist. Das neue 
Finanzierungssystem wird trotz anderslautender Rheto­
rik nicht aus integrationspolitischen Zielen abgeleitet, 
sondern ist ein kompliziertes Rechensystem, das insbe­
sondere den Mitgliedstaaten entgegenkommt, die eine 
besonders negative Haltung gegenüber zusätzlichen 
Mitteln für die Gemeinschaft haben. Der doppelte Aus­
gleich für Großbritannien läßt sich z. B. nur mit politi­
scher Rücksichtnahme erklären.

Die Kommission gibt mit ihren Vorschlägen zudem 
endgültig die Forderung auf, daß Ungleichgewichte des 
Haushaltes über die Ausgabenpolitik gelöst werden 
müssen. In der Abmachung von Fontainebleau, mit der 
auch der gegenwärtige britische Ausgleich eingeführt 
wurde, stand einleitend noch folgende Formulierung: 
„Die Ausgabenpolitik ist auf absehbare Zeit das wichtig­
ste Mittel zur Lösung der Probleme des Haushaltsun­
gleichgewichts.“® Mit der Aufgabe dieses Anspruchs hat 
die Kommission eingestanden, daß sie keine so durch­
greifende Reform der Agrarpolitik für möglich hält, daß 
sich dadurch die britische Nettozahlerposition, die ent­
scheidend durch die europäische Agrarpolitik verur­
sacht ist, erheblich verändern könnte.

Schließlich wird mit dem neuen Finanzierungssystem 
praktisch die Idee fallengelassen, der Gemeinschaft 
eine eigene Steuerhoheit zu gewähren. Verglichen mit 
den integrationspolitischen Zielen, die das Parlament in 
dem Entwurf zu einer Europäischen Union aufgestellt 
hatte, in dem ausdrücklich eine eigene Steuerhoheit der 
Gemeinschaft gefordert wurde, sind die Kommissions­
vorschläge ein Rückschritt®. Erwähnt sei in diesem Zu-

® Bull. EG 6-1984, s. 10.

® Vgl. den Entwurf eines Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Union, den das Parlament am 14.2 .1984 angenommen hat. Bull. EG 2- 
1984, S. 108 ff. u ndA B LC 77vom  19.3.1984.

The Future of Community Finance, CEPS Papers Nr. 30, Brüssel.

sammenhang, daß selbst der Finanzausschuß des Bun­
destages in seiner Stellungnahme zu den Parlaments­
vorschlägen am 12. März 1986 die Übertragung be­
stimmter Steuerarten an die Europäische Union befür­
wortet hatte.

Einige praktische Vorteile

Allerdings kann man den Kommissionsvorschlägen 
einige praktische Vorteile nicht absprechen. So erleich­
tert die Orientierung am BSP die Berechnungen. Für die 
Ermittlung des Bruttosozialproduktes gibt es aner­
kannte Definitionen und eine ausreichende statistische 
Vergleichbarkeit der nationalen Daten. Die harmoni­
sierte Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage ist dage­
gen schwieriger zu ermitteln, und auch die Verläßlichkeit 
und Vergleichbarkeit der nationalen Daten dürften trotz 
der Kontrolle durch Kommission und Europäischen 
Rechnungshof geringer sein als bei BSP-Zahlenanga- 
ben.

Die Einführung der ergänzenden Bemessungsgrund­
lage beseitigt überdies die zu große Abhängigkeit der 
europäischen Einnahmen von der Entwicklung des pri­
vaten Verbrauchs und führt zu einer stabileren, besser 
kalkulierbaren Finanzierung.

Interessant sind ebenfalls die Vorschläge, die Agrar­
ausgaben auch mit Hilfe automatischer Stabilisatoren 
unter Kontrolle zu bringen. Allerdings erlauben der ge­
genwärtige Diskussionsstand und die noch ausstehen­
den Detailvorschläge kein Urteil über die Wirksamkeit 
der Maßnahme. Die Schwierigkeiten, die die Kommis­
sion im Rat mit ihren Vorstößen zur zeitweiligen Ausset­
zung der Interventionen hatte, und der Widerstand, der 
ihren Agrarpreisvorschlägen entgegengebracht wird, 
zeigen jedoch, daß derartige Vorschläge erhebliche poli­
tische Auseinandersetzungen zur Folge haben dürften.

Die Kontrolle der Agrarausgaben ist aber das Kern­
stück jeder europäischen Haushaltsreform. Die ge­
plante Weiterentwicklung der Gemeinschaft erfordert, 
daß der Crowding-out-Effekt der Agrarausgaben zu La­
sten der Nichtagrarausgaben unterbunden wird. In ei­
ner Studie des Center for European Policy Studies zur 
europäischen Finanzpolitik wird deshalb der radikale 
Vorschlag gemacht, die Agrarausgaben vom Europäi­
schen Haushalt abzutrennen und durch separate Ein­
nahmen zu finanzieren, um damit die Weiterentwicklung 
der anderen europäischen Sachpolitiken zu sichern'“.

Die Kommission hat mit ihren Vorschlägen auf solche 
radikale Lösungen verzichtet. Ob ihr pragmatischer An­
satz, der sich stärker am politisch Machbaren als am in­
tegrationspolitisch Notwendigen orientiert, von den Re­
gierungen honoriert wird, bleibt abzuwarten.
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